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tieber den Fortkeftand einer in der Widmungsurkun de eines dritten Geſchenkgebers 
beſtimmten Verwendung eines im Gemeinde⸗Eigenthume befindlichen, in der Ei⸗ 
genſchaft als Viehſtand vergewährten Grundſtückes entſcheidet allein die Gemeine 
derepräſentanz, rückfichtlich der Landesausſchuß; den einzelnen Viehbefitzern 
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Zur Frage der Codification insbeſondere des öffent- 
lichen Rechts. 
Ven Dr. Rudolf Korb in Prag. 
III. 


An das principielle Bedenken gegen eine Vervielfältigung der 


De jure wird jede Centralſtelle die Angelegenheit im Verordnungs— 


nur gefährdet, ſondern ſogar in Frage geſtellt. Bei der einen Cen— 


wege und daher nach eigenem Belieben zu regeln haben. Damit 
ſcheint uns aber die Einheit des geſammten Unternehmens nicht 
tralſtelle wird die Inſtitution eingeführt werden, die andere findet 
ſie aus was immer für Grunden nicht ins Leben zu rufen; bei der 
einen wird fie nach Dielen, bei der anderen nach jenen Grundſätzen 
eingerichtet, und kämen ſelbſt zwei oder mehrere über gleiche Grund- 
füge überein, ſo würde doch in der Ausführung und mit der ſpe— 
ciellen Weiterentwicklung bald die größte Verſchiedenheit platzgreifen. 
Die anfänglichen Verſuche der Einigung würden jedenfalls den Be— 
ginn der Arbeit bedeutend verzögern, bei allzugroßen Differenzen 
könnte überhaupt die ganze Inſtitution ſcheitern. Jene bereits vor— 
handene Arbeit konnte auch von ihrem Verfaſſer nur einer Cen— 
tralſtelle zur Verfügung geſtellt werden, den übrigen feblte dieſe 
ee und ſchon dadurch wäre eine Ungleichheit gegeben, die 
nur durch große Mühe und in einem langen Zeitraume ausgeglichen 
werden könnte. Statt der Durchführung der Idee, das geſammte 
öſterreichiſche Recht in öffentlich als Inſtitution autoriſirter Form 
für die Zwecke der Geſetzgebung, der Rechtsanwendung, der Miffen- 
ſchaft und des Volkes zu codiftciren, hätten wir dann bei mehreren 
oder einzelnen Centralſtellen, zunächſt für die Bequemlichkeit der Be— 


Codificatton ſchließt ſich eine Reihe kaum weniger ſchwer wiegender, amten derselben beſtimmt, eine mehr oder weniger vollſtändige Samm⸗ 


zum Theil mit demselben eng zuſammenhängender vorwiegend prak— 
tiſcher Bedenken an: 

Zunächſt würde die in Rede ſtehende Inſtitution mit der 
untergeordneten Stellung der erwähnten Hilfsinſtitute auch deren ge— 
genwärtige inferiore Stellung theilen und damit würde auch die 
Wirkſamkeit der Inſtitution beeinträchtiget werden, denn es iſt im 
Privat⸗ wie im öffentlichen Leben der Fall, daß das Anſehen 
einer Perſönlichkeit wie einer Inſtitution belebend und kraͤftigend, die 
Nichtbeachtung lähmend und ſtockend auf ihre Thätigkeit einwirkt. 

Alle Zwecke der Inſtitution, welche über die Hilfeleiſtung, ſpe— 
ciell für die Centralſtelle, bei welcher fie errichtet iſt, hinausgehen, 
werden, gerade in Folge der Congruenz des Umfanges des 
Gegenſtandes beider, in den Hintergrund treten, denn zerade dadurch 
wird das Bewußtſein verloren gehen, daß die Inſtitution andere 
Zwecke habe, als den eines Hilfsamtes für die betreffende Central— 
ſtelle. 

Dazu kommt, daß kaum anzunehmen, wohl auch nicht wün— 
ſchenswerth iſt, daß die Sache im Geſetzeswege geregelt werde, daß 
es fomit dem Einverſtändniſſe der einzelnen Centralſtellen überlaſſen 


lung der Vorſchriften des Reſſorts dieſer Centralſtelle. 

Mit der mangelnden Einheit und einheitlichen Leitung feblte 
auch der lebenskräftige Impuls zur raſchen Schaffung der Inſtitution, 
denn nur für die große Idee findet ſich der Feuereifer der Kräfte, 
wie ſie eine Aufgabe von der enormen Schwierigkeit der vorliegen— 
den heiſcht, während an der kleinlichen Zerſplitterung der Idee auch 
die bedeutendſte Kraft erlahmt. Wir fürchten nur zu ſehr, daß die 
Leitung jener Rechtsbureaur bei den einzelnen Centralſtellen als 
Sinecure oder latente Penſtonsſtellung behandelt würde. 

Ferner kann man kecklich behaupten, daß jedes dieſer Rechts— 
bureaur die gleichen Koſten verurſachen würde, welche das Eine 
verurſachte, dem die Codification des geſammten Rechtes übertragen 
würde. Auch dieſer Punkt iſt ſehr berückſichtigungswürdig *) 


) Unſere Behauptung ſtützt ſich daran, daß auf Grundlage der vorhandenen 
Vorarbeit die Sammlung des geſammten Rechtes ſchneller und mit geringerem 
Kraftaufwande zu Ende geführt werden würde, als ohne dieſe Grundlage die 
Sammlung der z. B. in das Reffort des Ackerbauminiſterinms allein fallenden 
Normen. 


Nicht genug damit, ift auch der Beſtand der verſchiedenen Cen⸗ 
tralſtellen kein principiell uothwendiger, ſondern ein nach den gege— 
benen politiſchen Verhältniſſen wandelbarer und daher von wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Standpunkte ein zufälliger. Wir ſelbſt haben beſtandene 
verſchwinden, neue entſtehen ſehen. Die auf die gerade beſtehenden 
Centralſtellen baſirte Theilung des Rechtes entſpricht daher nicht den 
Forderungen der Wiſſenſchaft. 

Haben wir endlich ſchon oben bemerkt, daß zwiſchen dem 
öffentlichen Rechte und dem Privatrechte ein Zuſammenhang be— 
ſteht, in Folge deſſen viele Partien des erſteren ſogar in die Co— 
dification des letzteren aufgenommen wurden, ſo beſteht noch ein ganz 
anderer Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen — wie eben erwähnt 
— mehr nach dem augenblicklichen ſtaatlichen Bedürfniſſe, als nach 
der Forderung der Rechtswiſſenſchaft unter die einzelnen Central— 
ſtellen vertheilten Competenzen auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes. Dieſer Zuſammenhang iſt vom Standpunkte der inneren 
Natur des Rechtes zwiſchen vielen auf dieſe Weile getrennten Com— 
petenzen des öffentlichen Rechtes geradezu ein unzerreißbarer. Dazu 
kommen ſodann jene Rechtsgebiete, welche in Folge ihrer formalen 
Natur allen oder der großen Mehrheit der Verwaltungscentren ge— 
meinſchaftlich ſind. 

In erſterer Beziehung wird das Miniſterium des Innern — 
abgeſehen von dem Reſſort des Finanzminiſteriums — kaum eines 
der den übrigen Miniſterien zugewieſenen Rechtsgebiete in der bei 
demſelben zu errichtenden Codification entbehren können. Um Bei— 
ſpiele anzuführen, machen wir darauf aufmerkſam, daß zu den Com- 
petenzen des Miniſteriums des Innern das Gemeinderecht gehört, und 
daß es daher auf Grund desſelben über den ganzen autonomen Wir— 
kungskreis eine Verwaltungsinger nz hat. Dieſer autonome Wirkungs⸗ 
kreis erſtreckt ſich aber auf Gebiete, die fachlich mit den anderen Central— 
ſtellen zugewieſenen Materien ſich decken, wenn nicht zuſammenfallen. 
Als weiteres Beiſpiel kann dienen, daß das Conmunicationsweſen 
als Straßenweſen dem Reſſort des Miniſteriums des Innern, als 
Eiſenbahnweſen dem des Handelsminiſteriums angehört. So gehört 
auch das directe Steuerweſen in erſter Inſtanz zur Competenz der 
politischen Behörden, und nicht zu dem der Finanzbehörden. 

In der letzteren Beziehung, nämlich der der gemeinſchaftlichen 
Rechtsgebiete, erwähnen wir z. B. das adminiſtrative Proceßrecht, 
das Staatsdienerrecht u. ſ. f. 

Auf dieſe Art würden fachlich und wiſſenſchaftlich zuſammen⸗ 
gehörige Materien zwiſchen verſchiedenen Centralſtellen nach den zum 
Theil fo überaus verwickelten Competenzen unſeres Rechtes vertheilt 
ſein, und derjenige, welcher das Recht dieſer Materien als Ganzes 
kennen lernen wollte, müßte es aus ſämmtlichen Rechtsſammlungen 
mühſelig zuſammenraffen, wobei noch vorausgeſetzt werden müßte, 
daß er eine durch und durch genaue Keuntniß der Competenz— 
vertheilung nach öſterreichiſchem Rechte beſäße, widrigens ihm der 
Schlüſſel fehlte, das Zuſammengehörige aufzufinden. Hier könnte nur 
durch zahlloſe Duplicate und noch weitere Vervielfältigungen ge— 
holfen werden, welche ohnehin für die gemeinſchaftlichen Rechtsgebiete 
nothwendig wären und das ohnehin ſo überaus große geſammelte 
Abſchriftenmateriale noch um ein Bedeutendes vermehren würden. 

Wenn ſchon dieſe Theilung der Codification nach Centralſtellen 
trotz des Gewichtes der von uns ſoeben wegen Raummangels mehr 
angedeuteten als durchgeführten theoretiſchen wie praktiſchen Bedenken, 
beſchloſſen würde, ſo würde es ſich doch wenigſtens entſchieden em— 
pfehlen, dieſe Theilung nicht Schon in dem Stadium des Samme ns 
und Herbeiſchaffens des Materiales, ſondern erſt, nachdem das ge— 
ſammte Material bereits vorliegt, eintreten zu laſſen. Denn im andern 
Falle wurde die ohnehin große Arbeit vielfach nicht nur verdoppelt, 
ſondern vielmehr ſo oft vervielfältigt werden, als es Verwaltungs— 
centren gibt, weil auf gemeinſchaftlichem Rechtsgebiete von allen, 
denen es gemeinſchaftlich iſt, geforſcht und geſammelt werden müßte, 
und weil es erforderlich wäre, daß jede Centralverwaltungsſtelle in 
der Marterie den andern zuſammenhängenden Beſtimmungen und ver— 
wandten Beziehungen nachforſchte. Dann gibt es ſehr zahlreiche Ge. 
ſetze und Vorſchriften, deren einzelne Beſtimmungen in verſchiedene 
Reſſorts gehören, allen dieſen muß nachgeforſcht, alle dieſe müſſen 
von allen participirenden Stellen benützt werden. Weil es dann aber 
nicht nur nur nicht ſachgemäß, ſondern auch unmöglich wäre, daß 
jede der bei den Centralſtellen beſtehenden Inſtitntionen ſich die 
Durchforſchung des ganzen Rechtsmateriales zur Aufgabe machte, ſo 
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wären auch alle Sammlungen zuſammen unvollſtändig, indem 
Vorſchriften von der Einen Stelle weggelaſſen würden, weil ſie nicht 
ihr Reſſort betreffen. und von den anderen nicht gefunden würden, 
weil fie mit Vorſchriften des Reſſorts der erſteren Stelle cumulirt 
waren, oder ſich in der Regiſtratur oder dem Archive der erſteren 
Stelle vorfanden. Insbeſondere aber jenen Stellen, wo die Gegen- 
ſtände mehrerer abgeſondert zu errichtender Codificationsinſtitutionen 
eumulirt find, wie bei den Landesſtellen, würden aus der Verbindung 
des Geſchäftes des Sammelns und des Scheidens des Geſammelten 
nach den Gegenſtänden der verſchiedenen Centralſtellen die größten 
Unzukömmlichkeiten erwachſen, denn wegen der Verſchiedenheit der 
beiden Functionen und der Schwierigkeit der letzteren würden die 
zur Verfügung ſtehenden Kräfte der Arbeit nicht gewachſen ſein und 
würde die Folge Verwirrung und Unvollſtändigkeit ſein. 

Alle dieſe Gründe ſcheinen uns überzeugungsvoll dahin zu- 
ſprechen, daß nur Eine Inſtitution errichtet werden darf, welche das 
geſammte Recht, das den Gegenſtand der Codification bildet, in 
ſich zu vereinen hat. Nur unter dieſer Vorausſetzung iſt die Voll⸗ 
ſtändigkeit der Codification, ja überhaupt binnen einer voraus zu 
beſtimmenden Zeit das Zuſtandekommen einer Inſtitution geſichert, welche, 
über ein Hilfsamt für ein adminiſtratives Organ hinausgehend, eine 
ſelbſtſtändige, unumgänglich nothwendige Function im Staatsleben 
voll ausübt 

Aber dieſen mächtigen Strom des Rechtes, wie er jeden Augen: 
blick den vorhandenen Quellen entſtrömen kann, darf man nicht in 
kleine Bächlein theilen, die kraftlos in dem Sande der Utilität ver— 
rieſeln würden.“) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber den Fortbeſtand einer in der Widmungsurkunde eines dritten 

Geſchenkgebers beſtimmten Verwendung eines im Gemeinde⸗Eigen⸗ 

thume befindlichen, in der Eigenſchaft als Viehſtand vergewährten 

Grundſtückes entſcheidet allein die Gemeinderepräſentanz, rückſicht⸗ 

lich der Landesausſchuß; den einzelnen Viehbeſitzern ſteht auf die 

Nutznießung dieſes Grundſtückes kein im gerichtlichen Wege ver— 
folgbares Privatrecht zu. 


Im Jahre 1811 wurden der Gemeinde Heiligenſtadt von der 
damaligen Heirſchaft, dem Stifte Kloſterneuburg, zwei beſtimmte 
Grundſtücke, das eine als Viehweide, das andere als Stierwieſe, 
ſchenkungsweiſe mit der Widmung in's Eigenthum überlaſſen, daß 
um dieſe Grundſtücke die Gewähr in der Eigenſchaft eines Vieh— 
ſtandes beim Grundbuche genommen werde. Dieſe Eigenſchaft eines 
Viehſtandes wurde grundbücherlich ausgezeichnet. Durch mehr als 
30 Jahre wurden die Rechte der jeweiligen Viehbeſitzer von Heiligen⸗ 
ſtadt in der Benutzung der vom Stifte Kloſterneuburg geſchenkten 
Gründe nicht geſtört, und als in neueſter Zeit ein Theil der Stier 
wieſe an die k. k. priv. Kaiſer Franz Joſefbahn verkauft wurde, 
wurden die Intereſſen der aus dem Verkaufserlöſe angeſchafften Pa— 
pierrente-Obligationen per 800 fl. den obigen Viehbeſitzern mittelſt 
nal des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von Heiligenſtadt zu: 
gewieſen. 

In allerjüngſter Zeit beſchloß jedoch der Gemeinde-Ausſchuß von 
Heiligenſtadt, den Viehaustrieb für die Zukunft nicht zu geſtatten, 


) Der Verfaſſer der Broſchüre gebraucht den Ausdruck „Verwaltungscentren“; dar— 
nach wäre ſtreng genommen auch bei allen Landesausſchüſſen eine Rechts ammlung 
zu errichten. Wir glanben aber, daß der Verfaſſer wohl nur ſtaatliche Ver⸗ 
waltungsitellen im Auge hat, und find ihm daber in dieſer Richtung nicht 
weiter gefolgt. Wir bemerken nur, daß die Publication des Rechtes ſtets als 
ftaatliche Function galt, und dies daher auch für die autoriſirte Publicität 
des Rechtes in Anſpruch genommen werden kann. 

Wenn einmal anerkannt iſt, daß Eine Juſtitution die Codification und 
Publieität des geſammten, oder wenigſtens des geſammten offentlichen Rechtes 
in ſich vereinen fol, dann ift es allerdings zuläſſig, daß dieſe Inſtitution 
aus praktiſchen Gründen innerhalb einer einzelnen Centralſtelle, wie bet dem 
Miniſtertum des Innern errichtet wird, denn dann wird auch die Inſtitution 
in ſich die Kraft haben, um eine ſachlich ſelbſtſtändige Stellung einzunehmen, 
zu wabren und womöglich noch weiter auszubilden Denn dadurch, daß fie 
ihrem Gegenſtande nach weit über das Reſſort des Miniſteriums hinausgeht, 
iſt ſchon die Gefahr gebannt, daß fie eine hilfsämtliche Stellung gegenüber 
demfelben annebmen, und daß die übrigen Zwecke, neben dem Zwecke für die 
Rechtsauwendung im Reſſort des Miniſteriums des Innern zurücktreten werden. 


die oberwähnten Gründe zu verpachten und den Pachtzins ſowie die 
Zinſen der gedachten Papierrente Obligationen anderweitig zu verwen⸗ 
den, und als dieſer Gemeindebeſchluß vom hohen u. ö. Landesaus⸗ 
ſchuſſe mittelſt Entſcheidung vom 21. Mai 1874, 3. 9261, unter 
Zurückweiſung des von den Viehbeſitzern von Heiligenſtadt dagegen 
ecgriffenen Recurſes beſtätiget wurde, traten dieſe Viehbeſitzer, und 
zwar ein von dieſen gewähltes Comite Franz Muth und Conſ. in 
Vertretung der übrigen Viehbeſitzer, wider die Gemeinde Heiligenſtadt 
mittelſt Klage de præs. 9. Juli 1874, 3. 4083, bei dem k. k. Des 
zirksgerichte Kloſterneuburg mit dem Begehren auf, daß den Viehbe⸗ 
ſitzern von Heiligenſtadt (nicht den einzelnen Klä zern) der Nutzgenuß 
der Stierwieſe zur Kuhweidebenützung, ſowie das Intereſſenbe⸗ 
zugsrecht der Papierrente-Obligationen per 800 fl. öſterr. Währ. be— 
laſſen werde. Fur 

Die Gemeinde Heiligenſtadt erhob wider dieſe Klage die 
exeptio fori und begründete dieſelbe damit: 1. Daß die Entſcheidung 
über die Frage, in welcher Weile ein beſtimmtes Gemeindevermögen 
verwaltet und verwendet werden ſolle, nur den politiſchen Behörden 
zuſtehe. Auch wenn das fragliche Vermögen als Stiftung aufgefaßt 
werde, ſei hierüber, nach dem Hofdecret vom 7. Juni 1841, Nr. 541 
J. G S, die politiſche Behörde allein competent. Es handle ſich 
hier nicht um Privatrechte der Kläger, ſondern bloß um die Verwal 
tung des Gemeindevermögens, worüber nach § 92 des Gemeindege— 
ſetzes von Niederöſterreich bloß die Gemeindeverkretung, und im Be: 
rufungswege der Landesausſchuß zu entſcheiden habe. 2. Auch in dem 
Falle, wenn der vorliegende Streit von den Gerichten zu entſcheiden 
wäre, fo wäre nach § 14 lit. b der J. N nicht das k. k. Bezirks⸗ 
gericht Klofterneuburg, ſondern das k. k. Landesgericht in Wien com 
petent, weil hier weder die Competenz des Cauſal-, noch die des 
Realgerichtes ſtatthabe. Von der Competenz des Realgerichtes könne 
ſchon deshalb keine Rede fein, weil die Kläger ſelbſt kein dingliches 
Recht auf ein Immobile in Auſpruch nehmen, und das angeblich 
jedem in der Gemeinde Heiligenſtadt wohnhaften Beſitzer von Rind⸗ 
vieh zuſtehende Nutznießungsrecht auf die fraglichen Realitäten, reſp. 
Obligationen, keine perſönliche Servitut im Sinne der §§ 472 und 
473 g. b. G. B. begründe, welche nur einer einzelnen beſtimmten 
Perſon zukommen könne. 

Das k. k. Bezirksgericht Kloſterneuburg gab unter Verfällung 
der Kläger in den Koſtenerſatz der Einwendung der Incompetenz ſtatt 
mittelſt Urtheiles vom 25 Jäuner 1875, 3. 333, und zwar aus fol— 
genden Gründen: 

„Die Einwendung der Incompetenz gründet ſich in erſter 
Linie auf die Behauptung, die vorliegende Angelegenheit entziehe ſich 
überhaupt der Competenz der Gerichte und gehöre ausſchließlich in das 
Reſſort der politiſchen Behörde. 

Dieſe Behauptung muß als den thatſächlichen Verhältniſſen 
entſprechend angenommen werden. Allerdings erfolgte die Schenkung 
der fraglichen Grundſtücke an die Gemeinde Heiligenſtadt mit dem 
Auhauge, daß „um dieſen Grund die Gewähr in der Eigenschaft 
eines Viehſtandes beim Grundbuche genommen werde“. 

Es kommt hier nicht in Betracht, ob die Verletzung dieſer 
Widmung den Geſchenkgeber berechtige, einzuſchreiten; es muß jedoch 
conſtatirt werden, daß die Verletzung einer etwaigen Bedingung eines 
Schenkungsvertrages nicht dritten Perſonen das Recht gewähren kann, 
die Zuhaltung derſelben zu verlangen. 

Betrachtet man die Stellung der Kläger zu der geklagten Ge— 
meinde, reſp. ihrer Vorſtehung, ſo ergibt ſich, daß die Kläger in 
ihrer Eigenſchaft als Gemeindemitglieder ebenſo wie alle anderen Ge 
meindeangehörigen durch ihren freigewählten Ausſchuß vertreten erſchei— 
nen. Nur in ihrer Eigenſchaft als Gemeindemitglieder wurde ihnen 
aber bisher die Benutzung der in Nede ſtehenden Grundſtücke gewährt, 
und in dieſer Eigenſchaft hatten ſie auch, wie alle anderen Gemein— 
demitglieder, einen Antheil am Eigenthum der Gründe. 

Die Verwaltung des Gemeindevermögens ſteht aber der Ge— 
meindevertretung zu, und wenn die Verwaltung auch Verfügungen 
mit ſich bringt, welche einzelne Perſonen oder Stände unangenehm 
berühren, ſo iſt nicht zu verkennen, daß die Gemeindeverwaltung ſich 
höhere Jutereſſen als die Vertretung eines einzelnen Standes, eines 
kleinen Bruchtheiles der Gemeindebevölkerung vor Augen zu hal— 
ten hat. 

Verſchiedene Erwägungen politiſcher Natur haben die geklagte 
Gemeinde veranlaßt, eine Aenderung in der Verwendung dieſer Grund— 
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ſtücke, reſp. Capitalien, eintreten zu laſſen, 
tiſche Behörde hat in Würdigung dieſer Erwägungen die Entſchei⸗ 
dung der Gemeindeverlretung beſtätigt. — Nur eine Verkennung ihrer 
Stellung innerhalb der Gemeinde konnte die Kläger veranlaſſen, ſich 
als Rechtsſubject der Gemeindevertretung gegenüberzuſtellen, welche 
doch zugleich Vertreter ihrer eigenen Intereſſen iſt. 

„Es fehlt demnach jede Veranlaffung, ſich mit der politiſchen 
Behörde in Widerſpruch zu ſetzen, welche ſich in dieſer Sache compe⸗ 
tent erklärte und endgiltig entſchieden hat. 
Die zweite Begründung der Incompetenz⸗Einwendung, betreffend 
die behauptete Zuſtändigkeit des Gerichtshofes, kommt nicht mehr in 
Betracht“. 

Das k. k. öſterreichiſche Oberlandesgericht hat mittelſt Erkeunt— 
niſſes vom 26. Mai 1875, 3. 6224, das erſtrichterliche Urtheil bes 
ſtätigt in der Erwägung, „daß das Eigenthum der Gemeinde an den 
fraglichen Grundſtücken außer Zweifel ſteht, die Widmung derfelben 
zu beſtimmten Zwecken einer Claſſe von Gemeindemitgliedern den Cha⸗ 
rakter der Grundſtücke als Gemeindevermögen nicht zu alteriren ver— 
mag, und ſo ſehr derlei Widmungen — deren Beſtand vorausgeſetzt — 
ihrem Zwecke erhalten bleiben ſollen, das Erkenntniß hierüber doch 
nicht den Gerichten, ſondern den Vertretern der autonomen Orga 
nismen, beziehungsweiſe den politiſchen Behörden zuſteht“. 

Jur. Bl. 


und die vorgefetzte yolf- 


Roch etwas zur Hirſchgeweihpolemink. 


Jeder der möglichen Anſprüche auf das vom unapprehendirten Hirſchen 
abgeworfene Geweih — hat ſeinen Vertreter gefunden und es wäre vielleicht 
ſchon an der Zeit über den Caſas den Streit abzuſchließen und das geehrte 
Leſepublicum, welches ſich ſchon für eine oder die andere Anſicht entſchieden haben 
wird, mit weiterer Polemik zu verſchonen. Ich erlaube mir daher gegenüber dem 
in Nr. 50 dieſer Zeitſchrift zulest veröffentlichten eben fo ſcharfſinnigen als gründ, 
lichen Gutachken des Herrn Dr Mack nur ncch einige nachträgliche kurze Be⸗ 
merkungen, mehr Fragen und Bedenken als neuerliche Behauptungen und De— 
ductionen. 

Schon in der ſogenannten neuen Jäger- und Reiß-Gejaidsordnung für 
Oeſterreich unter der Enns vom Jahre 1743 findet ſich sub Punkt 36 folgende 
Norm: „Solle ſich bei unausbleiblicher Beſtrafung Niem and unterfangen, weder 
einiges Wildpret klein oder groß, ſo ſich ſelbſten ſpießet oder anderwärts Schaden 
nimmt und umkommet, noch die Hirſchſtangen aufzuheben und nach Haus 
zu tragen, ſondern Solches unſerem Jaͤger- oder Forſtknech: jedes Ortes anzeigen“, 
und der das gegenwärtig geltende Jagdeecht normirende Erlaß des Miniſteriums 
des Innern vom 15. December 1852, 3. 5631 (Landesgeſetzblatt für Nieder. 
oſterreich Nr. 473) enthält im § 22 die Beſtimmung: „Wer ein Wild findet, 
welches ſich ſelbſt geſoießt oder fonſt beſchädigt hat und zu Grunde geht, darf 
fich dasſelbe keines wegs zue gnen.“ 

Die SS 1 und 2 desſelben Miniſterialerlaſſes normiren ein Hegerecht 
des Jagdberechtigten am noch nicht erlegten Wilde — und doch ſollen nach der 
von Herrn Dr. Mick in Nr. 50 dieſer Zeitſchrift entwickelten Anſicht — das 
noch nicht apprehendirie Wild und deſſen abgeworfenes Geſtänge eigentlich frei— 
ſtehende Sachen (res nullius) fein? 

Das aus dem Grandeigenthume abgeleitete, entweder von dem Grund: 
eigenthümer ſelbſt oder deſſen Pächter ausgeübte Jagdrecht kann nach § 4 des 
eitirten Miniſterialerlaſſes nur an dem im Jagdbezürke, aber auch an dem „vor- 
überziehenden“ Wilde ausgeübt werden. Nach § 5 loco eitato „darf ein in 
dem eigenen Wildbanne angeſchoſſenes und verwundetes Wild, das in einen 
fremden Wildbann überſezt, nicht verfolgt werden, ſondern es bleibt zem Beſitzer des: 
jenigen Bannes, in den es ſich gezogen hat, frei, mit demſelben wie mit ſei nem 
Eigenthume zu ſchalten“ — die Anſi pt aber, daß der Grundbefitzer, welcher zu, 
fällig nicht zugleich jazdberechtigt iſt, Eizenthümer des Wildes, welches ſich zur 
Stunde auf feinem Grunde aufhält, ſei und ſein Eigenthum in dem Mo nente 
verliere, in weichem das Wild feinen Grund un) Boden verläßt, ſoll nach Dr 
Mack's Anſicht nur ein juriſtiſcher Spaß ſein? 

Herr Dr. Mack gibt ſelbſt zu, daß das allgemeine bürgerliche Geſeßbuch ſelbſt 
zwiſchen Pertinenzen und Beſtandtheilen nicht unterſcheide — was ſoll dann die C. 
tation der it Ungers Syſtem J, $$ 53 und 55 dargelegten Unterſcheidungen helfen! 
Aber der ſouſt eintretende Widerſpruch zwiſchen dem $ 295 und den §§ 381-383 
a. b. G. B. ſoll uns bewegen, das Elgenthums recht des Grunde genthümers am 
nicht eriegten Wilde fallen zu laſſen. Wird der Widerſpruch dadurch behoben, daz 
man der juriſtiſchen Präſumtiou (oder nach Unger Auslegungsregel) des § 295 a. b 
G. B. alle prakt ſche Bedeutung nimmt um die $$ 381—383 in ihrer Begründung 
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uicht zu ſchädigen? Beſteht nicht auch zwiſchen dem § 286 a. b. G. B., der nur Staats⸗ | Bei Beurtheilung der Frage, in wie ferne in vermögensrechtlichen Ungelegen- 
oder Privatgut kennt, einerſeits und zwiſchen der Norm der $$ 381 und 382 über heiten von katholiſchen Kirchen oder Pfründ.n eine Amtshandlung der Finanz 
freiſtehende Sachen anderſeits ein Widerſpruch? procuratur einzutreten habe, iſt daher zunächſt auf den Wortlaut des § 2, Abſatz 5 


Genügt endlich die Berufung des § 382 a. b. G. B. um im unapprehen⸗ der proviſoriſchen Dienſtesinſtruction für die Finanzprocuraturen zurückzugehen 
dirten Wilde eine eigentlich freiſtehende Sache (res nullius), auf welche auch kein pri» | und iſt ſich weiters auch der mit dem Finauzminiſterial⸗Erlaſſe vom 17. De- 
vilegirtes Occupationsrecht beſteht, annehmen zu können, oder ſpricht nicht die Ver- cember 1855, 3. 19040 F.-M. bekannt gegebene Allerhöchſte Befehl vom 14 A til 
bindung zwiſchen dem Schlußſatze des § 382 und dem § 383 a. b. G. B. doch nur | und 30. October 1855, wornach den Finanzprocuraturen außer den in der Werfer 
für die Annahme einer dem privilegirten Occupattonsrechte unterworfenen Sache und inſtruction enthaltenen Agenden auch noch alle übrigen den früheren Kamm a 
iſt das fo geſetzlich dedueirte privilegirte Oceupationsrecht mit der Behaupturg des procuraturen und Fiscalämtern obgelegenen Amtsgeſchäfte wieder übertra 1 
allgemeinen Occupationsrechtes jedes Finders am unerlegten Wilde vereinbar? Das wurden, in fo ferne dieſelben den Procuraturen nicht etwa durch nach e 
unerlegte Wild ſoll ganz ebenſo wie das abgeworfene Hirſchgeweih res | gejegliche Beſtimmungen ausdrücklich abgenommen worden find n e 
nullius im eigentlichen Sinne fein, es ſoll von Jedem oceupirt werden dürfen? Wer | zu halten. ö 2 
zu viel beweist, beweist nichts. Dr. L. Adler. Mit Rückſicht auf dieſe Normalbeſtimmungen und nachdem das Vermögen der 

a IE ee Kirche 1 0 38 105 Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, 
den für gemeinnützige Stiftungen beſtehenden ſtaatlichen i i 
Verordnungen. es keinem 1 in Anwendung des a u 
1820, polit. Geſ.-Samml. Nr. 160, bei Einbringung von Erbſchaften und Legaten 
zu Gunſten katholiſcher Kirchen und Pfründen dieſen die Vertretung durch die 
Finanzprocuratur zu leiſten ſei. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſterinms vom 24. October 1875, 3. 13.963 an ſämmt⸗ 

liche k. k. Oberlandesgerichtspraſtdien und Oberſtaatsanwaltſchaften mit Ausnahme 

von Zara, betreffend die Koſten für den Vollzug der nach § + des Geſetzes vom 

23. Mai 1871, R. G. Bl. Nr. 45 wider Perſonen der Landwehr von den Landwehr— 

Militärgerichten verhängten Freiheitsſtrafen in den für den Civilſtand beſtehenden 
Strafanſtalteu. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Einreihung der Dragomanatsbe mten der k. und 
k. Botſchaft in Conſtantinopel in den diplomatiſchen Status genehmigt und aus 
dieſem Anlaß den erſten Dollmetſch. Honorar. Legationsrath Guſtav Ritter v. Kos jet 
zum wirkl. Legationsrath zweiter Kategorie, den zweiten und dritten Dollmetſch 
Honorar-Legationsſecretär Arthur v. Webenau und Houorar.Legationsſecretär Emil 
Freiherrn v. Gödel⸗Lannoy zu wirkl. Legationsſecretären, endlich den Dollmetjch- 
Attache Eduard Horowitz zum wirklichen Geſandtſchafts⸗Attachs ernannt. 7 

Seine Majeſtät haben dem penf. k. k. Steueramts⸗Controlor Alois Köfler 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberforſter Maximilian Haller in Platten das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät hat jedem der beiden Oberförſter Cornel Leo v. Löwen— 
muth in Wien und Ferdinand Zinner in Wiener⸗Neuſta't den Titel und Charakter 
eines 1 verlieben. 

eine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten des Poſt-Fachr ode⸗ 
partements im Haudelsminiſterium e Alleſch lm 1 
tarxfrei den Titel eines Rechnungerathes verliehen. : 

Seine Majeſtät haben dem Leiter der Bezirkshauptmannſchaft in Görz Frau; 


Nach der Beſtimmung des § 4 des Geſetzes vom 23. Mai 1871, R. G. 
Bl. Nr. 45 ſind die wider Perſonen der Landwehr auf Grund dieſes Geſetzes 
von den Landwehr -⸗Militärgerichten verhängten Freiheitsſtrafen in den für den 
Civilſtand beſtehenden Strafanſtalten zu vollziehen und es hat deßhalb das k. k. 
Miniſterium für Landesvertheidigung die Anordnung getroffen, daß die in ſolcher 
Weiſe zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilten Landwehrperſonen nach Kundmachung 
des Urtheils ſofort an die Civil⸗Strafanſtalten abzugeben und mit dem Tage der 
Abgabe aus der Verpflegung des Landwehrärars zu bringen find. 

Dieſem zufolge find die Koſten der Vollſtreckung ſolcher Freih eitsſtrafen 
an Landwehrperſonen aus dem Etat der Civil⸗Strafanſtalten zu beſtreiten, ohne 
daß eine Rückvergütung dieſer Koſten aus dem Landwehrärar platzzug reifen hat. 


Da es aber gleichwohl vorgekommen iſt, daß einzelne Civilgerichte und _ ben! 1 
Behörden der Givil-Strafanftalten den Erſatz von derlei Strafvollzugskoſten von Freiherrn v. Rech bach das Ritterkreuz des Leopoldordens taxfrei verliehen. 
1 0 Ne ern ea Seine Majeſtät haben den Stattha tereirath Andreas Winkler zum Hof⸗ 
en betreffenden Landwehrcommanden in An pruch genommen und hiedurch zu rathe bel der Statthalterei in Trieft ernannt. 5 
einer nup'ofen Correſpondenz Veranlaſſung gegeben haben, jo findet das Juſtiz⸗ „Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Bergrathes beklei— 
miniſterium auf Erſuchen des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung das deten Ober-Bergeommiſfär Eduard Windakiewiez zum Ob rfinanzrathe bei der 


; sr ; 5 75 en Lemberger Finanz⸗Landesdirectton ernannt, 
k. k. Oberlandesgerichtspräſidium (die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft) hiemit aufzu⸗ Ve 2 795 = = 
8 i x ES 5 = : Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Johann Birreich in Anftırlis 
fordern die unterſtehenden Gerichte (Strafanſtalten) von dein Spalte dieſes anläßlich deſſen Penſiontrung das goldene Verdienſtkreuz mit der Fe en 19 
Erlaſſes in die Kenntniß zu ſetzen und Tte anzuweiſen, ſich fortan bei der Voll— Seine Majeſtät haben die Con ceptsaſpiranten Prinzen Friedrich zu Hohen. 
ſtreckung wider Landwehrperſonen von den Landwehr-⸗Militärgerichten verhängter lohe-Waldenburg, Bela Ambro v. Adams cz, Alexander Mezey v. Szarh⸗ 


Freiheitsſtraſen des Anſpruches auf einen Erſatz der diesfälligen Koſten zu mar und Auguſt Freih. v. Wacken zu unbeſoldeten Gefandtichaftenttaches ernannt. 


enthalten. : 
5 a: a 0 . Erledigungen. 
1 agegen u 1 en Ni en Vollzug luer gegen eine Perſon der 6 Bezirksſecretärsſtelle bei der Bezirkshauptmaunſchaft in Bielitz eventuell bel 
Landwehr von ihrem milttäriſchen Vorgeſetzten auf dem Disciplinarwege verhängten | einer andern Bezirkshauptmannſchaft Schleſieus mit der zehnten Rangselaſſe, bis 
Freiheitsſtrafe anbelangt, fo iſt der Erſatz derſelben auch fernerhin in Gemäßheit | 15. Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 286.) f 


des Juſtizminiſteriglerlaſſes vom 26. October 1870, 3. 12.558 von den betreffen— Conceptsadjunctenſtelle bei der Stadtgemeinde Steyr mit 1000 fl. Jahres: 
den nn in Anſpruch zu nehmen. a gehalt und 200 fl. Activitätszulage, bis 10. Jänner 1876. (Amtsbl. Nr. 286) f 
0 Conceptsadiunctenſtellen beim oberbſterr. Landesausſchuſſe mit der zehnten 


2 Rangsclaſſe, bis 17. Jaͤnner 1876. (Amtsbl. Nr. 287.) 
. Arztesſtelle für den Curbezirk Neuberg in Steiermark mit 1000 fl. Beitat- 
Erlaß des Finanzminiſteriums vom 28. Detober 1875, 3. 18876, an die Praſidien lung, Quinquennalzulage, Reiſepauſchale per 200 fl., bis 12. Jänner 1876. (Amts 
ſämmtlicher Finunz⸗Landes⸗ und Finanz ⸗Direetionen (mit Ausnahme der Finauz— Nr. 237.) 


Direction in Troppau), wodurch im Einvernehmen mit dem Miniſter für Cultus Gemeindrarztesſtelle mit 600 fl. Honorar in Oberhollabrunn, bis 1. April 
und Unterricht die Vertretung des katholiſchen Kirchen- und Pfründenvermögens | 1876. (Amtsbl. Nr. 287.) 
durch die Fi nanzprocuraturen geregelt wird. —— —— — —xc—y . —ñũmHũöũͤmͤ ̃— — — 


Heinr. Mercy's Verlag in Prag. 


Aus Anlaß einer Anfrage, betreffend den Wirkungskreis der Finanzprocura— 
turen in vermögensrechtlichen Angelegenheiten der katholiſchen Kirch en- und geiſtli— Soeben erſchien und iſt durch alle Buchhandlungen zu haben: 
chen Beneficien wurde vom k.k. Finanzminiſterium im Einverſtändniſſe mit dem k. k. e ' üher die! ap liti che 9 8 „ 
Miniſterium für Cultus und Unterricht den ſämmtlichen Finanz Landesbehörden am Studien il el die Reform der pol ich 1. Verwaltun 0 

der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder der dftern, ung. Monarchie. 
28. October 1875, 8. 18876 Folgendes bedeutet: Von Dr. Karl Vietor Bovelino 5 
Jene Beſchränkungen, welche an den die Rechtsvertretung und Rechtsberathung A roch Diets 60 fr 5 er 

der katholiſchen Kirchen und geiſtlichen Beneficien durch die Finanzprocuraturen 1 Zu — Be 


regelnden Beſtimmungen des § 2, Abſatz 5 der proviſoriſchen Dienftesinftruction | F 2 5 — vn 5 u: 
für die Finanzprocuraturen vom 16. Februar 1855, R. G. Bl. Nr. 34, in Folge des Ueber I: ee eee tsbarkeit 
uf die Errichtung 


k. k. Patentes vom 5. November 1855, R. G. Bl. Nr. 195 und der bezügficten | e 0 e 5 5 
Durchführungs⸗Vorſchriften eingetreten waren, ſind mit der durch das Gee vom eines Verwaltungsgerichtshofes in Oeſterreich. 

7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, beziehungsweiſe deſſen Artikel J ausgeſprochene | . Von J. U. Dr. J. Ulbrich. 

Aufhebung des gedachten Patentes vom 5. November 1855 wieder außer Kraft Octav, broſchirt, 98 Seiten. Preis 80 kr. ö. W. 

getreten. Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Spiegelgalſe Ur. 17. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


